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Das Gesundheitswesen war 
schon vor Corona krank

Die Corona-Pandemie trifft das deutsche 
Gesundheitswesen nicht in einem Zustand der 
Stärke, wie von Bundes- und Landesregierung 
irreführend behauptet wird. Wer kein allzu 
kurzes Gedächtnis hat, der erinnert sich sicher 
noch an die Horrormeldungen im letzten Jahr 
über die bedrohliche Personalnot in den 
Krankenhäusern, Notrufen von Pfleger*innen 
und Ärzt*innen und sozialen Organisationen in 
überregionalen Zeitungen und Magazinen. 
Geschlossene Betten in vielen Stationen, ewige 
Wartezeiten usw. Und das mit seinem 
Fallpauschalen-System auf Profit orientierte 
Krankenhauswesen sollte noch viel profitabler 
gemacht werden. Erst vor wenigen Wochen war 
die Schließung von fast der Hälfte der 
deutschen Krankenhäuser im Gespräch.


Jetzt stellen sich Jens Spahn und die Seinen hin 
und schwärmen von den vielen Krankenhäusern 
und den vielen Intensivbetten in dem „besten 
Gesundheitssystem der Welt“. Sie verschweigen 
dabei, dass es an Personal fehlt, alle zu 
betreuen. Und dann diese infame Lobhudelei 
des schon im Normalzustand mies bezahlten 
und an der Belastungsgrenze arbeitenden, 
ausgedünnten medizinischen Personals, deren 
„heldenhafte Arbeit unbezahlbar“ sei - Deshalb 
zahlen sie ihnen auch (fast) nichts!


Dabei werden die Ärzte und Pflegekräfte auch 
noch vielfach ungeschützt in den Kampf 
gegen die Pandemie geschickt, weil es im 
„besten Gesundheitssystem der Welt“ nicht 
einmal genügend Schutzausrüstung gibt 
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(Mundschutz, Schutzkleidung etc.), sodass 
bereits über 2.500 Personen des medizinischen 
Personals ausgefallen sind, weil sie sich bei der 
Arbeit infiziert haben!


Das ist die Wirkl ichkeit im deutschen 
Gesundheitssystem. Die Corona-Pandemie ist 
nicht die Ursache der Probleme, sie legt die 
politisch gesteuerten Fehlentwicklungen nur 
bloß. Wenn wir jetzt nichts begreifen und die 
Fehlentwicklungen nicht stoppen, dann wird 
schon der künftige Normalzustand nach 
Abflauen von Corona ein Notstand sein. An die 
nächste Pandemie mag man gar nicht denken. 
Das gesamte Gesundheitswesen muss aus 
dem Markt- und Gewinndenken heraus-
genommen werden , denn es ist pure 
Daseinsvorsorge und kann nicht Spielfeld der 
Geschäftemacher, Marktlogiker und Profitjäger 
sein.


Die Krankenhäuser müssen die Kosten, die 
medizinisch erforderlich sind, bis auf den letzten 
Cent erstattet bekommen. Die Fallpauschalen 
müssen als Verursacher der Finanznot endgültig 
ersatzlos gestrichen werden. Das Personal 

muss auf der Grundlage einer gesetzlichen 
Personalbemessung au fgestockt und 
leistungsgerecht bezahlt werden.


Einstweilen wird jedoch die Krise in diesem 
Lande nach dem alten kapitalistischen Muster 
von „oben“ und „unten“ durchregiert. Ein 
„Schutzschirm“ aus Steuermitteln in Milliarden-
höhe, aus dem sich vor allem die Großkonzerne 
bedienen und damit auch ihre Absatzverluste 
(schon seit 2019) abdecken. Kurzarbeit für die 
Arbeiter*innen und Angestellten, die sie – weil 
aus Sozialkassen - sich weitgehend selbst 
bezahlen. Und die, die den Kopf und ihre 
Gesundheit auf’s Spiel setzen, die die 
Versorgung der Bevölkerung aufrecht erhalten, 
die an den Kassen und beim Auffüllen der 
Regale in den Supermärkten, haben bisher 
(wenn überhaupt) Prämien zwischen 100 € 
Warengutschein bis maximal 250 € für 
Vollzeitbeschäftigte (Teilzeitkräfte nur anteilig) in 
Aussicht gestellt bekommen!


Eine solche „Krisenbewältigung“ dürfen wir 
uns nicht länger gefallen lassen! 
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Grundrechte verteidigen!
In seiner Osteransprache vom 11.  April rief 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 
die Bevölkerung dazu auf, der Regierung zu 
vertrauen: „Es ist gut, dass der Staat jetzt 
kraftvoll handelt … Ich bitte Sie auch alle 
weiterhin um Vertrauen…“ Doch dieses 
kraftvolle Handeln ist in vielerlei Hinsicht nichts 
anderes als ein Abbau von Grundrechten, eine 
Forcierung der gesellschaftlichen Rechts-
entwicklung.


Die Grundgesetzgarantien sind durch die 
Corona-Landesverordnungen und das 
Infektionsschutzgesetz auf Bundesebene außer 
Kraft gesetzt. Der Willkür sind Tür und Tor 
geöffnet. Innerhalb eines Monats sind an die 
100 Bundes- und Landesgesetze sowie 
Rechtsverordnungen in Kraft getreten. 
Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit 
sind praktisch nicht mehr gegeben.


Vor diesem Hintergrund klingen die Worte des 
Bundespräsidenten geradezu bedrohlich: „Die 
Welt danach wird eine andere sein.“ Wenn kein 
Widerstand organisiert wird, dann wird die Welt 
danach eine Welt mit weniger Grundrechten 
sein!


Selbst das Bundesverfassungsgericht, das 
bekannt dafür ist, die Verfassung gerne auch 
mal kreativ auszulegen um staatliche Re-
pression zu legitimieren, kommt angesichts des 
Ausmaßes und der Offensichtlichkeit der 
Grundrechtsverletzung nicht drum herum, in 
einem Grundsatzurteil der Stadt Gießen 
verfassungswidriges Verhalten zu bescheinigen. 
Im Beschluss vom 15. April 2020 wurde 
geurteilt: „Die Versammlungsbehörde hatte 
unzutreffend angenommen, die Verordnung der 
Hessischen Landesregierung zur Bekämpfung 
des Corona-Virus enthalte ein generelles Verbot 
von Versammlungen von mehr als zwei 
Personen, die nicht dem gleichen Hausstand 
angehören und daher die grundrechtlich 
geschützte Versammlungsfreiheit verletzt, weil 
sie nicht beachtet hat, dass zu deren Schutz ein 
Entscheidungsspielraum bestand.“


Versammlungen und Demonstrationen sind 
also keinesfalls verboten! Lediglich Hygiene-
regeln und Schutzmaßnahmen gegen die 
Verbreitung des neuartigen Corona-Virus sind zu 
gewährleisten. 

Also: Raus auf die Straße am 1. Mai!


1.Mai Arbeit für alle.

Löhne rauf.

Rente mit 60.

Alle Auszubildenden 
übernehmen.

Kürzer Arbeiten bei 
vollem Lohnausgleich.
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Ein „Danke“ genügt nicht! 
Die Tarifrunde im öffentlichen Dienst steht vor der Tür

In allen Medien hört und liest man es dieser 
Tage immer wieder: Politiker sprechen ein 
großes „Dankeschön“ aus an alle Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern im Gesundheitswesen 
oder der städtischen Grundversorgung. Dieser 
Dank ist durchaus gerechtfertigt! Denn in 
diesen Tagen musste die Gesellschaft 
feststellen, wie „systemrelevant“ diese 
Menschen und diese Berufsgruppen sind. In 
Zeiten der Corona-Pandemie wurde die 
Wichtigkeit dieser Kolleginnen und Kollegen 
sehr deutlich. Dies wird im normalen Alltag oft 
nicht wahrgenommen, weshalb die Bezahlung 
dieser Berufsgruppen auch im unteren 
Durchschnitt liegt.


Es stellt sich aber die Frage: Wie ernst meinen 
es jene Politiker mit ihrem Dank? Im 

September/Oktober werden d ie Tari f-
verhandlungen für den öffentlichen Dienst 
stattfinden. Da geht es um die Löhne und 
Gehälter eben jener Berufsgruppen, die heute 
noch hochgelobt und rhetorisch wertgeschätzt 
werden. Werden sich die Arbeitgeber - also die 
Vertreter der Städte Tübingen und Reutlingen - 
dann noch dieses Lobes erinnern und ein gutes 
Angebot vorlegen? Mann/Frau darf gespannt 
sein. 


Wir werden die Arbeitgeberseite jedenfalls daran 
erinnern und die Gewerkschaft Ver.di in dieser 
Auseinander-setzung unterstützen. Denn der 
beste Beifall für diese Kolleginnen und Kollegen 
i s t e ine o rdent l i che und ih re r A rbe i t 
angemessene Bezahlung.

Alle Sanktionen aufheben!
DKP startet Petition alle Sanktionen aufzuheben, die dem Kampf gegen 

die Pandemie behindern

Eine entsprechende Petition, die sich an 
Bundesregierung und Bundestag richtet, hat 
die DKP auf change.org gestartet. „Die 
Sanktionen gegen Kuba, Venezuela und die 
Russische Föderation behindern den Aus-
tausch von Medikamenten, Hilfsmitteln und 
Fachkräften, sie sind in einer Zeit des 
notwendigen gemeinsamen Kampfes gegen 
die Coronapandemie ein Irrsinn“, so der DKP-
Vorsitzende Patrik Köbele.

Sanktionen gegen Kuba, Venezuela und die 
Russische Föderation verhindern derzeit die 
dringend benötigte Versorgung von Patienten. 
Kuba leistet dringend benötigte medizinische 
Hilfe in der ganzen Welt, zum Beispiel in EU-
Ländern wie Italien. Mit der US-Blockade gegen 

Kuba werden diese Hilfeleistungen erschwert. 
Zudem soll die Coronapandemie genutzt 
werden, um Venezuela zu de-stabilisieren. Auch 
dagegen wendet sich die Petition der DKP.

Die DKP kritisiert darüber hinaus die mangelnde 
Kooperation mit der VR China. Das erfolgreiche 
Vorgehen Chinas und seine internationale 
Solidarität im Kampf gegen die Pandemie 
beweisen die Überlegenheit des Sozialismus 
gegenüber dem planlosen, Menschenleben 
kostenden Handeln kapital ist ischer Re-
gierungen.

Zur Petition QR-Code scannen oder auf 
change.org
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